
Der Bundesrath im Deutschen Reich von 1871 bis 1918 
 
 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc. verordnen hiermit im 
Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes 
und des Reichstages, was folgt:  

Art. 5: Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und den 
Reichstag. Die Übereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen ist zu einem 
Reichsgesetze erforderlich und ausreichend.  

Art. 6: Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, 
unter welchen die Stimmführung sich in der Weise vertheilt,……… 
 

Die Auflistung der Bundesstaaten wurde weggelassen, die diese Staaten nicht mehr bestehen 

Jedes Mitglied des Bundes kann so viel Bevollmächtigte zum Bundesrathe ernennen, wie es 
Stimmen hat, doch kann die Gesammtheit der zuständigen Stimmen nur einheitlich abgegeben 
werden.  

Art. 7: Der Bundesrath beschließt:  
1. über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und die von demselben gefaßten Beschlüsse;  
2. über die zur Ausführung der Reichsgesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
und Einrichtungen, sofern nicht durch Reichsgesetz etwas Anderes bestimmt ist;  
3. über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgesetze oder der vorstehend erwähnten 
Vorschriften oder Einrichtungen hervortreten.  

Art. 8: Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Ausschüsse  
1. für das Landheer und die Festungen;  
2. für das Seewesen;  
3. für Zoll- und Steuerwesen;  
4. für Handel und Verkehr;  
5. für Eisenbahnen, Post und Telegraphen;  
6. für Justizwesen;  
7. für Rechnungswesen.  

Art. 9: Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das Recht, im Reichstage zu erscheinen und muß 
daselbst auf Verlangen jederzeit gehört werden, um die Ansichten seiner Regierung zu vertreten, 
auch dann, wenn dieselben von der Majorität des Bundesrathes nicht adoptirt worden sind. 
Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des Reichstages sein.  

Art.11: Das Gesetz vom 28. Oktober 1918, hat Abs. 2 und 3 durch folgende Bestimmungen ersetzt: 
„Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die Zustimmung des 
Bundesraths erforderlich“ .Friedensverträge sowie diejenigen Verträge mit 
fremden Staaten, welche sich auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung 
beziehen, bedürfen der Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags."  

Art. 19: Wenn Bundesglieder ihre verfassungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, 
können sie dazu im Wege der Exekution angehalten werden. Diese Exekution ist vom 
Bundesrathe zu beschließen und vom Kaiser zu vollstrecken.  


